
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Investitionsabzugsbetrag: 
Investitionsfrist abermals verlängert

Wenn kleine und mittlere Betriebe in den 
kommenden drei Jahren Investitionen pla-
nen, können sie schon heute einen Inves-
titionsabzugsbetrag von 50 Prozent der 
voraussichtlichen Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten steuerlich geltend machen. 
Früher galt ein Satz von 40 Prozent. Inves-
titionsabzugsbeträge sind grundsätzlich bis 
zum Ende des dritten folgenden Jahres für 
begünstigte Investitionen zu „verwenden“, 
andernfalls sind sie rückgängig zu machen 
und die daraus resultierenden Steuernach-
forderungen zu verzinsen (§ 7g EStG). Falls 
im Jahre 2017 oder 2018 Investitionsab-
zugsbeträge berücksichtigt wurden, hätten 
die Investitionen also spätestens bis zum 
31.12.2020 erfolgen müssen bzw. sind bis zum 
31.12.2021 vorzunehmen.

In vielen Fällen ist eine solche Investition 
infolge der Corona-Krise jedoch nicht wie 
geplant möglich (gewesen). Zur Vermeidung 
negativer Effekte und zur Steigerung der  

Liquidität der Unternehmen ist die Frist für 
Investitionsabzugsbeträge, deren dreijähri-
ge Investitionsfrist in 2020 ausgelaufen wäre, 
bereits um ein Jahr auf vier Jahre verlängert 
worden. Dadurch haben Steuerpflichtige, die 
in 2020 investieren wollten, aber wegen der 
Corona-Krise nicht investieren konnten, die 
Gelegenheit, die Investition in 2021 ohne 
negative steuerliche Folgen (Rückgängigma-
chung, Verzinsung der Steuernachforderung) 
nachzuholen. 

Für Steuerpflichtige, die 2017 einen gewinn-
mindernden Investitionsabzugsbetrag nach 
§ 7g EStG gebildet haben, verlängert sich 
die Investitionsfrist für die geplante An-
schaffung oder Herstellung abermals, und 
zwar bis zum 31.12.2022. Und für diejenigen, 
die einen Investitionsabzugsbetrag in 2018 
gebildet haben, verlängert sich die Frist auf 
vier Jahre. Sie müssen die Investitionen also 
ebenfalls erst bis zum 31.12.2022 vornehmen. 

Personenhandelsgesellschaft: 
Wahlrecht zur Besteuerung als 
Kapitalgesellschaft

Am 25.6.2021 hat der Bundesrat dem Gesetz 
zur Modernisierung des Körperschaftsteu-
errechts zugestimmt, das für Personenhan-
delsgesellschaften und Partnerschaftsge-

sellschaften die Möglichkeit vorsieht, wie 
eine Kapitalgesellschaft besteuert zu wer-
den. Dies hat folgenden Hintergrund: Viele 
Unternehmen werden in der Rechtsform 
der OHG, KG, GmbH & Co. KG oder als Part-
nerschaftsgesellschaft betrieben. Nach wie 
vor haben diese Rechtsformen zwar ihre 
Berechtigung, zumal sie gegenüber Kapit-
algesellschaften zahlreiche Vorteile bieten. 
So unterliegen sie in vielerlei Hinsicht nicht 
den strengen Regularien von Kapitalgesell-
schaften. In der steuerlichen Behandlung 
von Personenhandelsgesellschaften gibt es 
national und international mitunter aber 
enorme Unterschiede, die zu immer grö-
ßeren Problemen führt, etwa wenn ein Ge-
sellschafter seinen Sitz im Ausland hat oder 
wenn ein Unternehmen im Ausland erwor-
ben wird, das in die Unternehmensstruktur 
eingegliedert werden soll. Auch Sonder- und 
Ergänzungsbilanzen, die im deutschen Recht 
eine große Rolle spielen, sind im Ausland 
eher unbekannt. Daher ist insbesondere aus 
der Industrie die Forderung laut geworden, 
die Besteuerung von Personenhandelsge-
sellschaften grundlegend zu reformieren. 

Doch auch rein national betrachtet gab es 
verstärkt Kritik am bisherigen Besteuerungs-
system, denn bekanntermaßen unterliegen 
Gewinne von Kapitalgesellschaften nur ei-
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nem Körperschaftsteuersatz von 15 Prozent, 
während Gewinne von Personengesellschaf-
ten bei ihren Gesellschaftern mit dem per-
sönlichen Steuersatz zu erfassen sind. Erst 
bei einer Ausschüttung kommt es in etwa 
zu einer „gleichwertigen“ Besteuerung der 
unterschiedlichen Rechtsformen. Zwar gibt 
es auch für Personenunternehmen die Mög-
lichkeit einer Begünstigung von nicht ent-
nommenen Gewinnen, doch ist diese recht 
kompliziert ausgestaltet und wird von vielen 
Unternehmern daher ungerne gewählt.

Der Gesetzgeber hat die Kritik nunmehr 
aufgegriffen und das Gesetz zur Moderni-
sierung des Körperschaftsteuerrechts ver-
abschiedet. Mit dem neuen § 1a KStG haben 
Personenhandelsgesellschaften und auch 
Partnerschaftsgesellschaften in Zukunft die 
Möglichkeit, für steuerliche Zwecke wie eine 
Kapitalgesellschaft behandelt zu werden. 
Sie können „zur Körperschaftsteuer optie-
ren“. Dazu ist ein unwiderruflicher Antrag 
vor Beginn des Wirtschaftsjahrs zu stellen, 
ab dem die Besteuerung wie eine Kapitalge-
sellschaft gelten soll. Das bedeutet:

• Infolge der Ausübung der Option wird die 
Gesellschaft für Zwecke der Besteuerung 
nach dem Einkommen und der Gewerbe-
steuer materiell-rechtlich und verfahrens-
rechtlich wie eine Kapitalgesellschaft und 
ihre Gesellschafter wie die nicht persönlich 
haftenden Gesellschafter einer Kapitalge-
sellschaft behandelt. Damit finden prinzipi-
ell alle Regelungen des Körperschaftsteu-
ergesetzes, des Einkommensteuergesetzes, 
des Umwandlungssteuergesetzes, des In-
vestmentsteuergesetzes, des Außensteu-
ergesetzes oder des Zerlegungsgesetzes 
Anwendung, die auf Kapitalgesellschaften 
oder auf Körperschaften Bezug nehmen. Die 
Ausübung der Option ändert nichts daran, 
dass die Gesellschaft, die für Zwecke der 
Besteuerung nach dem Einkommen „wie 
eine Kapitalgesellschaft“ zu behandeln ist, 
zivilrechtlich nach wie vor eine Personenge-
sellschaft ist.

• Der für die Ausübung der Option erforder-
liche Antrag ist vor Beginn des Wirtschafts-
jahres zu stellen, ab dem die Besteuerung 
nach dem Körperschaftsteuergesetz er-
folgen soll. Eine rückwirkende Ausübung 
der Option ist nicht vorgesehen, da sie Ge-
staltungsmöglichkeiten eröffnen würde.

Praxistipp:
Die Neuregelung gilt erstmals für 

den Veranlagungszeitraum 2022. Sie 
ist sehr komplex und wohl auch nicht 
für alle Gesellschaften geeignet, denn 
um als Personengesellschaft - steuer-
neutral - zur Körperschaftsteuer 
„übergehen“ zu können, darf kein 
funktional wesentliches Sonderbe-
triebsvermögen zurückbehalten wer-
den. Anders ausgedrückt: Wer derzeit 
Alleineigentümer einer Immobilie ist, 
die er „seiner“ Personengesellschaft 
zur Nutzung überlässt und die daher 
zum Sonderbetriebsvermögen gehört, 
müsste das Grundstück bei einer 
Option zur Körperschaftsteuer wohl 
zuvor ins Gesamthandsvermögen 
einbringen, damit die Option nicht 
zur Aufdeckung der stillen Reserven 
führt. Im Übrigen gehen mit dem 
Gesetz zur Modernisierung des Kör-
perschaftsteuerrechts viele weitere 
Änderungen einher, zum Beispiel in 
Bezug auf die „Globalisierung des 
Umwandlungssteuergesetzes“. Diese 
Mandanteninformation kann daher 
nur einen ersten Überblick über die 
aktuelle Gesetzesänderung geben.

Buchführungspflicht: Gleichklang mit 
der Kleinunternehmergrenze

Gewerbliche Unternehmer sowie Land- und 
Forstwirte sind zur Buchführung verpflich-
tet, wenn ihre Umsätze einschließlich der 
steuerfreien Umsätze mehr als 600.000 Euro 
im Kalenderjahr betragen (§  141 Abs.  1 AO). 
Nun wurde die Definition der maßgeben-
den Umsatzgrenze verändert. Nach neu-
em Recht ist der Gesamtumsatz nach § 19  
Abs. 3 UStG entscheidend. Der Unterschied 
ist bedeutsam, weil § 19 Abs. 3 UStG zahl-
reiche Ausnahmen enthält. In Einzelfällen 
ergibt sich damit eine wesentlich höhere 
Umsatzgrenze, weil diverse Umsätze aus der 
Betrachtung herausfallen (Änderung durch 
das „Abzugsteuerentlastungsmodernisie-
rungsgesetz“). 

Durch die Anpassung müssen die Unter-
nehmen die Grenze für die Ist-Besteuerung 
und die Grenze für die Buchführungspflicht 
nicht mehr gesondert berechnen. Zum „Ge-
samtumsatz“ nach §  19 Abs.  3 UStG gehö-
ren zwar zunächst die umsatzsteuerbaren 
Einnahmen aus sämtlichen selbstständi-
gen Tätigkeiten. Allerdings sind anschlie-
ßend zahlreiche steuerfreie Umsätze vom 
maßgebenden Gesamtumsatz abzuzie-
hen, sodass die Anpassung effektiv ei-
ner Erhöhung der Grenze gleichkommt. 
Dadurch wird gleichzeitig die Anzahl der 
Selbstständigen, die nach § 141 Abs. 1  
Satz 1 Nr. 1 AO zur Buchführung verpflichtet 
werden, vermindert.

Bargeldgeschäfte: Merkblatt zur 
ordnungsgemäßen Kassenführung

In den vergangenen Jahren sind die Anfor-
derungen an die ordnungsgemäße Kassen-
buchführung zunehmend verschärft wor-
den. Kürzlich hat die Oberfinanzdirektion 
Karlsruhe insoweit ein Merkblatt mit dem 
Titel „Informationen zum Thema Ordnungs-
mäßigkeit der Kassenbuchführung“ veröf-
fentlicht (Stand 3.5.2021). Die Oberfinanzdi-
rektion stellt zum einen die Grundsätze für 
den Einsatz elektronischer Registrierkassen 
dar, weist zum anderen aber auch darauf hin, 
dass es nach wie vor zulässig ist, so genann-
te offene Ladenkassen zu verwenden. Eine 
Pflicht zur Führung einer Registrierkasse 
besteht nicht, auch wenn eine solche Kasse 
in Betrieben mit vielen Bargeldvorgängen 
natürlich empfehlenswert ist. 

Beim Einsatz digitaler Systeme ist darauf zu 
achten, dass eine komplette Speicherung 
aller steuerlich relevanten Daten ermög-
licht wird. Das sind insbesondere Journal-, 
Auswertungs-, Programmier- und Stamm- 
datenänderungsdaten (z.B. Artikelpreisän-
derungen, Nutzerkennung). Diese Pflicht 
betrifft im Übrigen nicht nur die Registrier-
kassen selbst, sondern auch die so genann-
ten Vor- und Nebensysteme wie beispiels-
weise Waagen mit Registrierkassenfunktion 
und Taxameter. Diese Systeme unterliegen 
denselben Aufzeichnungs- und Aufbewah-
rungspflichten wie die eigentlichen Buch-
führungssysteme.

Praxistipp:
Das Merkblatt finden Sie auf der 

Homepage der Oberfinanzdirektion 
Karlsruhe (https://ofd-karlsruhe.fv-
bwl.de/de/Startseite), dort unter 
„Aktuelles“. Gerne stehen wir Ihnen 
aber natürlich bei allen Fragen rund 
um die Kassenführung und den Auf-
zeichnungspflichten zur Verfügung.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Dienstreisen: Keine pauschalen 
Km-Sätze für Nutzung von Bahn oder 
Flugzeug

Üblicherweise erstatten Arbeitgeber ihren 
Arbeitnehmern die Kosten für Bahn- oder 
Flugtickets entsprechend der vorgelegten 
Belege, wenn eine Dienstreise unternommen 
wird. Dadurch entstehen den Arbeitnehmern 
tatsächlich keine Aufwendungen. Steuerlich 
kann jedoch der Gedanke nahe liegen, dass 
Arbeitnehmer unabhängig von den tatsäch-
lichen Ausgaben die Pauschalen geltend 
machen können, die ihnen als Wegstrecke-
nentschädigung nach dem Bundesreisekos-
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tengesetz zustehen. Das wären grundsätz-
lich 20 Cent je Kilometer zurückgelegter 
Strecke, höchstens jedoch 130 Euro. Zumin-
dest war ein Steuerzahler der Auffassung, 
dass das Einkommensteuergesetz in diesem 
Sinne interpretiert werden könne. Doch der 
Bundesfinanzhof hat diese Auffassung nicht 
geteilt. Er hat entschieden, dass bei auswär-
tiger Tätigkeit nur die tatsächlichen Aufwen-
dungen angesetzt werden können, wenn die 
Fahrten mit öffentlichen Verkehrsmitteln 
durchgeführt wurden. Pauschale Kilometer-
sätze kommen nicht in Betracht (BFH-Urteil 
vom 11.2.2021, VI R 50/18).

Es ging um folgenden Sachverhalt: Der Klä-
ger war als Bundesbetriebsprüfer im Au-
ßendienst eingesetzt. Die Erstattung seiner 
Reisekosten richtete sich nach dem Bundes-
reisekostengesetz. Im Rahmen einer länge-
ren Prüfung fuhr er per Bahn bzw. S-Bahn 
täglich 378 Kilometer. Der Arbeitgeber er-
stattete hierfür die tatsächlich entstande-
nen Bahnfahrtkosten von 1.726 Euro. Dem 
Prüfer waren keine Kosten entstanden. In 
seiner Steuererklärung rechnete er aber 
unter anderem wie folgt: Pauschaler Kilome-
tersatz 0,20 Euro x 378 Km tägliche Strecke 
x 60 Tage = 4.536 Euro abzüglich Erstattung 
1.726 Euro, als Werbungskosten abzuziehen 
also 2.810 Euro. Der Bundesfinanzhof folgte 
dem jedoch nicht. Es begründet seine Ent-
scheidung mit der Gesetzessystematik. Re-
gelmäßig verkehrende Beförderungsmittel 
- wie die Bahn oder das Flugzeug -, die im 
Bundesreisekostengesetz erfasst sind, seien 
von der Anwendung einer Pauschale gerade 
ausgeschlossen.

Betriebliche Gesundheitsförderung: 
BMF-Schreiben zur Steuerbefreiung

Viele Arbeitgeber fördern das gesundheits-
bewusste Verhalten ihrer Arbeitnehmer. § 3 
Nr. 34 EStG sieht für diese Leistungen eine 
Steuerbegünstigung vor. Soweit ein Betrag 
von 600 Euro im Kalenderjahr nicht überstie-
gen wird und die „Gesundheitsleistungen“ 
des Arbeitgebers zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn erbracht werden, 
bleiben diese steuerfrei. Kürzlich hat das 
Bundesfinanzministerium umfassend zu 
den Voraussetzungen der Steuerbefreiung 
Stellung genommen, da offenbar bei vielen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern Zweifel 
bestehen, welche Maßnahmen konkret be-
günstigt sind (BMF-Schreiben vom 20.4.2021, 
BStBl 2021 I S. 700).

Von Bedeutung sind unter anderem folgen-
de Aussagen: Unter die Steuerbefreiung des 
§ 3 Nr. 34 EStG fallen Maßnahmen zur indi-
viduellen verhaltensbezogenen Prävention, 
die nach § 20 Absatz 2 Satz 2 SGB V zertifi-
ziert sind sowie Maßnahmen der betrieb-
lichen Gesundheitsförderung, die den vom 
GKV-Spitzenverband nach § 20 Absatz 2 Satz 

1 und § 20b Absatz 1 SGB V festgelegten Kri-
terien entsprechen. Das Zertifikat und die 
Teilnahmebescheinigung sind vom Arbeit-
geber als Belege zum Lohnkonto zu nehmen. 
Aber auch nicht zertifizierte Leistungen zur 
individuellen verhaltensbezogenen Präven-
tion können unter bestimmten Vorausset-
zungen nach § 3 Nr. 34 EStG steuerfrei sein. 
Erforderlich hierfür ist, dass die Leistungen 
Bestandteil eines betrieblichen Gesund-
heitsförderungsprozesses sind, der nach 
§ 20b SGB V bezuschusst wurde bzw. wird, 
oder die nicht zertifizierten Präventionskur-
se hinsichtlich Qualität, Zweckbindung und 
Zielgerichtetheit den Anforderungen des § 
20 SGB V genügen und sie im Auftrag eines 
Arbeitgebers allein für dessen Beschäftigte 
durchgeführt sowie vom Leistungsanbieter 
nicht mit demselben Konzept auch für Ver-
sicherte der gesetzlichen Krankenversiche-
rung angeboten werden. Die Erklärung des 
Kursleiters zum verwendeten Kurskonzept 
und zu seiner Qualifikation sind als Belege 
zum Lohnkonto zu nehmen.

Der vom Arbeitgeber allein für dessen Be-
schäftigte erbrachte Präventionskurs genügt 
jedenfalls dann den Anforderungen der §§ 
20 und 20b SGB V, wenn er inhaltlich mit 
einem bereits zertifizierten und geprüften 
Kurskonzept eines Fachverbands oder einer 
anderen Organisation (zum Beispiel Kursin-
halt „Rücken-Fit“) identisch ist.

Begünstigt sind beispielsweise Maßnahmen 
zur Stressbewältigung und Ressourcen-
stärkung, Anleitungen zum bewegungsför-
derlichen Arbeiten und zur Reduzierung 
von Bewegungsmangel (zum Beispiel Pau-
sengymnastik, Krafttraining mit bis zu 50 Pro-
zent Geräteeinsatz, Ausdauertraining auch 
im Wasser), Anleitungen zur Bewältigung von 
Schmerzen und Beschwerden im Bereich des 
Muskel- und Skelettsystems (zum Beispiel 
Rückenschule, Muskelaufbautraining auch 
mit bis zu 50 Prozent Geräteeinsatz), Ange-
bote rund um die gesundheitsgerechte Er-
nährung im Arbeitsalltag.

Nicht unter die Steuerbefreiung des § 3 Nr. 
34 EStG fallen insbesondere Mitgliedsbei-
träge für Sportvereine, Fitnessstudios und 
ähnliche Einrichtungen, Maßnahmen aus-
schließlich zum Erlernen einer Sportart, 
Trainingsprogramme mit einseitigen körper-
lichen Belastungen (zum Beispiel Spinning), 
Aufwendungen für Sport- und Übungsgeräte, 
Eintrittsgelder in Schwimmbäder, Saunen 
oder der Besuch von Tanzschulen.

Losgelöst von der Regelung des § 3 Nr. 34 
EStG sind Leistungen des Arbeitgebers zur 
betrieblichen Gesundheitsförderung kein 
Arbeitslohn, wenn sie im ganz überwiegend 
eigenbetrieblichen Interesse erbracht wer-
den. Das sind etwa Leistungen zur Verbes-
serung von Arbeitsbedingungen (zum Bei-
spiel Bereitstellung von Aufenthalts- und 
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Erholungsräumen, Duschanlagen), Aufwen-
dungen für Sport- und Übungsgeräte im 
betriebseigenen Fitnessraum, Leistungen 
zur Förderung von Mannschaftssportarten 
durch Zuschüsse, auch an Betriebssportge-
meinschaften oder die Bereitstellung einer 
Sporthalle/eines Sportplatzes ohne Indivi-
dualsportarten (zum Beispiel Tennis, Squash 
und Golf).

Kapitalanleger

 Aktienverluste: Ist die Beschränkung 
der Verlustverrechnung verfassungs-
widrig?

Bekanntermaßen unterliegen Gewinne 
aus der Veräußerung von Aktien der Ein-
kommensteuer bzw. der Abgeltungsteuer.  
Verluste aus der Veräußerung von Aktien 
können zwar verrechnet werden, aber nur 
mit Gewinnen aus der Veräußerung von 
Aktien und nicht mit sonstigen positiven 
Einkünften aus Kapitalvermögen. Der Bun-
desfinanzhof hält diese Einschränkung für 
verfassungswidrig und hat daher das Bun-
desverfassungsgericht angerufen (Vorlage-
beschluss vom 17.11.2020, VIII R 11/18).

Zum Hintergrund: Das Unternehmensteu-
erreformgesetz 2008 hat die Besteuerung 
von Kapitalanlagen, die dem steuerlichen 
Privatvermögen zuzurechnen sind, grund-
legend neu gestaltet. Durch die Zuordnung 
von Gewinnen aus der Veräußerung von Ka-
pitalanlagen (u.a. Aktien) zu den Einkünften 
aus Kapitalvermögen unterliegen die dabei 
realisierten Wertveränderungen (Gewinne 
und Verluste) in vollem Umfang und unab-
hängig von einer Haltefrist der Besteuerung. 
Da Einkünfte aus Kapitalvermögen grund-
sätzlich abgeltend mit einem speziellen 
Steuersatz von 25 Prozent besteuert werden, 
sieht § 20 Abs. 6 Satz 2 EStG vor, dass Ver-
luste aus Kapitalvermögen nur mit sonstigen 
positiven Einkünften aus Kapitalvermögen 
ausgeglichen werden dürfen. Eine zusätzli-
che Verlustverrechnungsbeschränkung gilt 
für Verluste aus der Veräußerung von Aktien 
(§ 20 Abs. 6 Satz 5 EStG) Diese dürfen nicht 
mit anderen positiven Einkünften aus Kapi-
talvermögen, sondern nur mit Gewinnen, die 
aus der Veräußerung von Aktien entstehen, 
ausgeglichen werden. Nach der Gesetzes-
begründung sollen dadurch Risiken für den 
Staatshaushalt verhindert werden.

Im Streitfall hatte der Kläger aus der Ver-
äußerung von Aktien ausschließlich Verlus-
te erzielt. Er beantragte, diese Verluste mit 
seinen sonstigen Einkünften aus Kapitalver-
mögen, die nicht aus Aktienveräußerungsge-
winnen bestanden, zu verrechnen.

Nach Auffassung des BFH bewirkt § 20 Abs. 
6 Satz 5 EStG eine verfassungswidrige Un-
gleichbehandlung, weil sie Steuerpflichtige 
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ohne rechtfertigenden Grund unterschied-
lich behandelt, je nachdem, ob sie Verluste 
aus der Veräußerung von Aktien oder aus 
der Veräußerung anderer Kapitalanlagen 
erzielt haben. Eine Rechtfertigung für die-
se nicht folgerichtige Ausgestaltung der 
Verlustausgleichsregelung für Aktienveräu-
ßerungsverluste ergibt sich weder aus der 
Gefahr der Entstehung erheblicher Steuer-
mindereinnahmen noch aus dem Gesichts-
punkt der Verhinderung missbräuchlicher 
Gestaltungen oder aus anderen außerfiska-
lischen Förderungs- und Lenkungszielen.

Praxistipp:
Um Missverständnisse auszuschlie-
ßen sei darauf hingewiesen, dass es 
um tatsächliche Veräußerungsverlus-
te und nicht um die Thematik „Aus-
buchung von wertlos gewordenen 
Aktien“ geht. Seit 2020 ist gesetzlich 
klargestellt, dass Verluste aus der 
Ausbuchung von Aktien und anderer 
Wertpapiere abziehbar sind. Es gibt 
aber auch hier eine Einschränkung: 
Die Verluste können nur mit Einkünf-
ten aus Kapitalvermögen bis zur Höhe 
von 20.000 Euro ausgeglichen werden. 
Nicht verrechnete Verluste sind dann 
auf Folgejahre vorzutragen. Die Neu-
regelung gilt für Verluste, die ab dem 
1.1.2020 entstehen. Sie ist ebenfalls 
umstritten, doch bislang ist nicht er-
sichtlich, dass sich die Gerichte mit ihr 
befassen mussten.

Immobilienbesitzer

Abbruch eines Mietshauses: Wie sind 
die Kosten zu berücksichtigen?

Wird ein Gebäude abgerissen, dessen 
Wohnungen zuvor vermietet worden sind, 
dürfen die Kosten bei den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung geltend ge-
macht werden, und zwar wie folgt: Die Ab-
bruch- und Aufräumkosten sind in voller 
Höhe als Werbungskosten absetzbar. Der 
Restbuchwert des abgerissenen Gebäudes 
oder Gebäudeteils darf als „Absetzung für 
außergewöhnliche technische oder wirt-
schaftliche Abnutzung“ (AfaA) im Rahmen 
der Werbungskosten bei den Vermietungs-
einkünften geltend gemacht werden. So viel 
zum Grundsatz. Im Einzelfall ist die Rechtsla-

ge sehr kompliziert. Beispiel: Wurde ein Ge-
bäude bereits in Abbruchabsicht erworben, 
dient der Erwerb des Grundstücks entweder 
ausschließlich der Anschaffung des Grund 
und Bodens oder der Herstellung des an-
schließenden Neubaus. Auch kann die Sache 
anders zu beurteilen sein, wenn der Abbruch 
aus privaten Gründen erfolgt.

Kürzlich musste das Finanzgericht Münster 
über den Fall entscheiden, dass ein Gebäu-
de in der Vergangenheit zeitweise vermietet 
und zeitweise selbstgenutzt wurde. Sein 
Urteil: Abbruchkosten und Restwert eines 
zuvor zeitweise vollständig fremdvermiete-
ten und zeitweise zum Teil selbst genutzten 
Gebäudes sind sowohl nach dem räumlichen 
als auch nach dem zeitlichen Nutzungsum-
fang aufzuteilen (Urteil vom 21.8.2020, 4 K 
855/19 E)

Der Sachverhalt: Die Klägerin erwarb zum 
1.2.2012 einen Bungalow, den sie zunächst 
vollständig vermietete. Nach dem Tod der 
Mieterin vermietete sie ab dem 1.9.2014 le-
diglich einen Teil des Objekts an eine neue 
Mieterin. Ein Teil der Immobilie, das heißt 
einige Kellerräume, wurde hingegen nicht 
(mehr) zur Einkünfteerzielung genutzt. Die 
Klägerin kündigte den Mietvertrag zum 
31.10.2016 und ließ den Bungalow im Früh-
jahr 2017 abbrechen. In der Folgezeit errich-
tete die Klägerin ein Mehrparteienhaus, das 
sie ausschließlich vermietet. Die Klägerin 
machte den Restwert des Gebäudes, des In-
ventars sowie die Abbruchkosten im Streit-
jahr 2017 in vollem Umfang als Werbungs-
kosten bei den Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung geltend. Das Finanzamt 
kürzte den Werbungskostenabzug um den 
Anteil der nicht mitvermieteten Kellerräume. 
Die hiergegen gerichtete Klage hatte zwar 
Erfolg, aber nur weil eine Geringfügigkeits-
grenze nicht überschritten wurde. Prinzipiell 
gaben die Richter dem Finanzamt recht.

Die Begründung: Dem Grunde nach sind ne-
ben den Abbruchkosten auch die Restwerte 
im Wege einer technischen oder wirtschaft-
lichen Abnutzung als Werbungskosten ab-
zugsfähig. Allerdings ist eine Aufteilung vor-
zunehmen, und zwar sowohl zeitanteilig als 
auch nach der Art der Nutzung flächenantei-
lig. Maßgeblich sei die gesamte Nutzungs-
dauer des Objekts seit der Anschaffung 
durch die Klägerin von 57 Monaten. Hiervon 
entfielen 31 Monate auf eine vollständige 

Vermietung und die übrigen 26 Monate auf 
eine flächenmäßig anteilige Vermietung zu 
78,4 Prozent. Dies führe zu einer privaten 
Veranlassung des Abbruchs von 9,8 Prozent. 
Nach den allgemeinen Grundsätzen zum Ver-
anlassungsprinzip sei eine Veranlassung von 
unter 10 Prozent jedoch steuerlich unerheb-
lich. Dementsprechend seien die Kosten in 
vollem Umfang abzugsfähig.

Alle Steuerzahler

Kindergeld: Hohe Hürden für Erlass 
einer Rückforderung

Wer ungerechtfertigt Kindergeld bezogen 
hat, muss dieses selbstverständlich zurück-
zahlen, wenn die Familienkasse den Fall er-
neut prüft und die fälschliche Auszahlung 
feststellt. Doch oftmals beruhen die Rück-
forderungen nicht auf falschen Angaben, 
sondern auf einer Nachlässigkeit oder einer 
Unkenntnis. Wie dem auch sei: Die Rückfor-
derungen treffen Eltern und Kinder zumeist 
empfindlich. Vor allem aber: Sind Sozialleis-
tungen wegen der ursprünglichen Zahlung 
von Kindergeld gekürzt worden, so können 
diese nach Rückzahlung des Kindergeldes 
nun nicht ohne Weiteres nachgefordert wer-
den. In diesen Fällen könnte ausnahmswei-
se ein Erlass der Kindergeld-Rückforderung 
aus Billigkeitsgründen in Betracht kommen. 
Allerdings tun sich die Familienkassen mit 
einem solchen Erlass schwer. 

Im Jahre 2019 hatte das Schleswig-Holstei-
nische Finanzgericht zwar entschieden, 
dass zumindest dann ein teilweiser Erlass 
der Nachzahlung in Betracht kommt, wenn 
die Familienkasse ein Mitverschulden an 
der Höhe des Rückforderungsbetrages trifft 
(Urteil vom 25.3.2019, 3 K 9/18). Nun hat 
der Bundesfinanzhof dieses positive Urteil 
jedoch wieder revidiert. Ein Erlass aus Bil-
ligkeitsgründen scheide regelmäßig aus, 
wenn der Kindergeldberechtigte seinen 
Mitwirkungspflichten nicht nachgekommen 
ist und kein überwiegendes behördliches 
Mitverschulden vorliegt. Allein die fehlende 
Kommunikation zwischen der Sozialbehörde 
und der Familienkasse sowie die unterlas-
senen halbjährlich vorgesehenen internen 
Überprüfungen durch die Familienkasse 
verpflichten die Familienkasse nicht zu ei-
nem Billigkeitserlass der Rückforderung des 
Kindergeldes (BFH-Urteil vom 27.5.2020, III R 
45/19).
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